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Das Coronavirus erschüttert die Welt. Das gesellschaftli-
che und wirtschaftliche Leben, wie wir es bisher gekannt 
haben, ist zum Erliegen gekommen und die Unsicherheit 
über die Zukunft ist groß. Niemand kann vorhersagen, 
wie lange die Krise anhalten wird. Klar ist jedoch, dass 
sie mit längerer Dauer einen zunehmend größeren volks-
wirtschaftlichen Schaden anrichten wird. Die Verteilungs-
wirkungen der derzeitigen Entwicklungen hängen von 
zahlreichen Faktoren ab und lassen sich zum jetzigen 
Zeitpunkt kaum prognostizieren. Zudem liegen der Wis-
senschaft keine hinreichend aktuellen Einkommens- und 
Vermögensdaten vor, die eine gegenwärtige Bewertung 
erlauben würden. Daher fokussiert dieser Beitrag auf 
Auswertungen verfügbarer Verteilungsdaten, die bis zum 
Jahr 2017 reichen.

Für die Zeit vor der Corona-Krise lässt sich das gesamt-
wirtschaftliche Umfeld als sehr positiv beschreiben. Trotz 
des Einbruchs während der Finanz- und Wirtschaftskri-
se betrug das jahresdurchschnittliche infl ationsbereinig-
te Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) zwischen 
2005 und 2017 rund 1,6 %. Seit ihrem Höhepunkt im Jahr 
2005 mit 11,7 %, ist die Arbeitslosenquote auf zuletzt 5 % 
im Jahr 2019 gesunken (Bundesagentur für Arbeit [BA], 
2019) – einem Tiefststand seit der Wiedervereinigung. Be-
gleitet wurde diese Tendenz von einer positiven Reallohn-
entwicklung, die sich auch in einer gestiegenen Lohnquo-
te auf gesamtwirtschaftlicher Ebene widerspiegelt – zu-

letzt lag diese 2019 mit rund 72 % wieder auf dem Niveau 
der 1990er Jahre (Statistisches Bundesamt, 2020).

Einkommenszuwächse in allen Schichten

Der alleinige Blick auf die allgemeine Erwerbs- und Lohn-
entwicklung reicht aber nicht aus, um Aussagen über die 
fi nanzielle Situation der Haushalte zu treffen. Veränderte 
Lebensformen, Arbeitszeitanpassungen, differenzierte 
Lohnentwicklungen oder staatliche Eingriffe zur Umver-
teilung haben einen erheblichen Einfl uss auf die materielle 
Ausstattung der Haushalte und ihre Konsummöglichkei-
ten. Daher sollten die verfügbaren Haushaltseinkommen 
(oder Haushaltsnettoeinkommen) betrachtet werden.1 

1 Die Haushaltsnettoeinkommen verstehen sich als Summe der Ar-
beits- und Vermögenseinkommen aller Haushaltsmitglieder zuzüglich 
Renten- und Transferzahlungen und abzüglich staatlicher Abgaben. 
Ebenso wird der Nettomietvorteil selbstgenutzten Wohneigentums 
berücksichtigt. Wie konventionell üblich wird zur Bedarfsgewichtung 
die modifi zierte Skala der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) herangezogen.

Ende des vorherigen Zeitgesprächsartikels
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Stabile Einkommensverteilung seit 2005

Die relativ gleichmäßige Entwicklung der Einkommen 
nach 2005 schlägt sich ebenfalls in einer stabilen Vertei-
lung der verfügbaren Haushaltseinkommen nieder. Der 
Gini-Koeffi zient schwankt seit 2005 um einen Wert von 
0,29 und ist damit weitestgehend stabil geblieben. Ge-
genüber den 1990er Jahren liegt das Niveau des Gini-Ko-
effi zienten jedoch höher. Nach einer Phase des leichten 
Rückgangs zwischen 2005 und 2009 lag das Niveau im 
Jahr 2013 auf einem zwischenzeitlichen Hoch, das ge-
genüber 2005 jedoch keine statistisch signifi kante Steige-
rung bedeutete. Zuletzt bewegte sich der Gini-Koeffi zient 
weitestgehend seitwärts und lag 2017 erneut bei einem 
Wert von rund 0,29 Punkten. Auch alternative Ungleich-
heitskennziffern, beispielsweise Perzentilverhältnisse, 
deuten nicht darauf hin, dass sich die Einkommensun-
gleichheit in Deutschland ungebremst erhöhen würde. 
Im Besonderen ist darauf zu verweisen, dass sich durch 
die Datenrevision mit der SOEP-Welle 2018 auch die Ent-
wicklung der Perzentilverhältnisse von 2015 bis 2016 na-
hezu umgekehrt hat.

Angesichts der gewachsenen Herausforderungen durch 
den demografi schen Wandel, einem Trend zum Alleinle-
ben oder auch den jüngsten Migrationsbewegungen ist 
dies ein erfreuliches Ergebnis. Die Veränderungen in der 
Zusammensetzung der Bevölkerung bieten auch Erklä-
rungsansätze, warum die Einkommensverteilung ange-
sichts der guten konjunkturellen Voraussetzungen in den 

In der Debatte um die Entwicklung der Einkommensun-
gleichheit besteht weitestgehend Einigkeit darin, dass die 
Nettoeinkommen heute ungleicher verteilt sind als bei-
spielsweise in den 1980er oder 1990er Jahren. Strittig ist 
hingegen die Deutung der Entwicklung ab 2005, die daher 
im Fokus der folgenden Ausführungen stehen soll.2

Mithilfe der Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) lässt sich die Entwicklung der Einkommen in ver-
schiedenen Einkommensgruppen analysieren. Es zeigt 
sich, dass im Durchschnitt von 2005 bis 2017 alle Ein-
kommensgruppen reale Zuwächse verbuchen konnten 
(vgl. Abbildung 1). Dies gilt in besonderem Maße für die 
Einkommensmitte, hier repräsentiert durch das 5. Ein-
kommensdezil, die ihr Einkommen seit 2013 besonders 
stark steigern konnte. Auch die unteren 10 % konnten 
gegenüber 2005 im Durchschnitt reale Zugewinne ver-
zeichnen. Die Ergebnisse stehen in einem Widerspruch 
zu vorherigen Befunden, dass die Gruppe der ärmsten 
10 % gegenüber 2005 reale Einkommensverluste hinneh-
men musste (Spannagel und Molitor, 2019, 12 f.). 

Die unterschiedliche Bewertung kommt im Wesentli-
chen durch eine Datenrevision zustande, die im SOEP 
auch rückwirkend erfolgt.3 Mit der aktuell verfügbaren 
Datenlieferung 2018 (SOEP v35) wurde aus einem durch-
schnittlichen Rückgang der Realeinkommen der unteren 
10 % zwischen 2005 und 2016 um rund 2 Prozentpunkte 
ein Zuwachs in Höhe von 3 Prozentpunkten. Grundsätz-
lich ist bei dieser Art von Querschnittsbetrachtungen zu 
betonen, dass sich die Einkommensgruppen in den un-
terschiedlichen Jahren keineswegs zwangsläufi g aus den 
jeweils gleichen Personen zusammensetzen. Bereits mit 
der Datenlieferung des Jahres 2017 (SOEP v34) konnte 
beispielsweise gezeigt werden, dass die Entwicklung der 
Einkommensungleichheit von 2015 bis 2016 im Wesentli-
chen dadurch verursacht wurde, dass im SOEP speziel-
le Gefl üchteten-Stichproben neu mit in die Betrachtung 
eingefl ossen sind (vgl. Peichl, 2020; Abbildung 1). 

Der beobachtbare durchschnittliche Einkommensrück-
gang ging somit nicht darauf zurück, dass gleiche Perso-
nen ärmer geworden sind, sondern dass Gefl üchtete mit 
eher geringen Einkommen neu in die Analyse eingegangen 
sind. Ähnlich verhält es sich mit dem deutlichen Realein-
kommensverlust der unteren 10 % zwischen 2012 und 
2013, der im Wesentlichen auf die Ergänzung einer um-
fangreichen Migrationsstichprobe zurückgeht (Niehues, 
2017).

2 Siehe Stockhausen und Calderón (2020) für eine ausführliche Diskus-
sion der Entwicklung seit der Wiedervereinigung.

3 Eine Diskussion des Einfl usses der Datenrevisionen auf die Entwick-
lung der Armutsrisikoquote fi ndet sich beispielsweise in Peichl (2020, 
7 f.).

Abbildung 1
Entwicklung der verfügbaren 
Haushaltseinkommen seit 2005
2005 = 100, bedarfsgewichtete Einkommen (modifi zierte OECD-Skala)

a Zeitreihenbruch durch Integration von Subsample M1 (Migration 1995-
2011).

Quellen: SOEP (2020, v35); SOEP (2019, v34); eigene Berechnungen.
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Vermögenskonzentration stetig zunehmen würde. Gemäß 
Haushaltsbefragungsdaten der Deutschen Bundesbank 
(2019) zeigt sich jedoch, dass der Anteil der vermögends-
ten 10 % am gesamten Nettovermögen von 59 % im Jahr 
2010 auf 55 % im Jahr 2017 leicht gesunken ist (vgl. Ab-
bildung 2).5 Dabei weist die Bundesbank darauf hin, dass 
der Rückgang zwischen 2014 und 2017 mit Vorsicht zu 
interpretieren ist, da beispielsweise Betriebsvermögen 
schlechter abgebildet wurden.

Verwendet man die Vermögensdaten des SOEP, die seit 
dem Jahr 2002 alle fünf Jahre erhoben werden, so liegt die 
individuelle Nettovermögensungleichheit 2017 auf dem 
Niveau des Jahres 2002. Gegenüber 2007 ist sie sogar 
statistisch signifi kant gesunken (bei einem Signifi kanzni-
veau von 95 %). Es zeichnet sich somit ein ähnliches Bild 
ab. Auch Hinzuschätzungen am oberen Rand verändern 
die beobachteten Trends nicht grundlegend (Grabka und 
Westermeier, 2015). Entgegen der weitläufi gen Wahrneh-
mung gibt es zumindest für den Zeitraum seit der Finanz-
krise keine empirische Evidenz für eine steigende Vermö-
gensungleichheit. Mit Blick auf die Schwierigkeiten bei 
der Erfassung von Hochvermögenden und der Abbildung 
diverser Vermögenswerte sind beobachtbare Trends hier 
gleichwohl mit besonderer Vorsicht zu interpretieren. Von 
einer unaufhörlich zunehmenden Vermögensungleichheit 
kann auf Grundlage der verfügbaren Datenbestände für 
das vergangene Jahrzehnt jedoch keine Rede sein.

Allein im Vergleich mit den 1990er Jahren zeigt sich nach 
Maßgabe der Haushaltsbefragungsdaten der Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) eine Steigerung 
der Nettovermögensungleichheit. Die EVS liegt eben-
falls der Betrachtung von Albers et al. (2020) zugrunde, 
die trotz Corona-Krise unter dem Titel „Studie zeigt: Die 
reichsten 50 Prozent werden immer reicher, Arme blei-
ben arm“ mediale Aufmerksamkeit erfuhr (Greive, 2020). 
Mit Hinzuschätzungen insbesondere im Bereich der Be-
triebsvermögen und im oberen Vermögensbereich be-
gegnet die Studie einigen Nachteilen des Datensatzes. 
Gleichwohl zeigt sich inklusive der Hinzuschätzungen, 
dass der Vermögensanteil der unteren 50 % im Zeitraum 
bis 2008 gesunken ist und sich seither eher eine steigen-
de bis stabile Entwicklung abzeichnet (Albers et al., 2020, 
Abbildung 13, 39). Niedrigzinsen und steigende Immobi-
lienpreise können somit für diese Entwicklung beispiels-
weise eher nicht ursächlich sein, da diese vor allem für 
den Zeitraum nach der Finanzkrise prägend waren.

5 Das zugrundeliegende Nettovermögen besteht aus Finanzvermögen 
(Bargeld, Bankguthaben und Aktien) zuzüglich realer Vermögen (Häu-
ser, Autos und Grundstücke) und abzüglich der Verbindlichkeiten ei-
nes Haushalts.

vergangenen Jahren nicht gleichmäßiger geworden ist.4 
Gleichzeitig tritt in der Diskussion zunehmend die Frage 
nach der Datenqualität in den Vordergrund, wenn es um 
die korrekte Abbildung zeitlicher Trends geht (Niehues 
und Stockhausen, 2020; Peichl, 2020). Zuletzt bekräftigt 
der Blick auf die Datenrevisionen, dass beobachtbare 
Veränderungen auch immer vor dem Hintergrund mögli-
cher statistischer Unsicherheit beurteilt werden sollten.

Keine Zunahme der Vermögenskonzentration

Eine ähnlich kontroverse Debatte wird über die Verände-
rung der Vermögensungleichheit in Deutschland geführt. 
Dabei steht oftmals die Vorstellung im Raum, dass die 

4 Forschungsarbeiten des Instituts für Angewandte Wirtschaftsfor-
schung (IAW) für den 6. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung (ARB), die beim zweiten Symposium des ARB vorgestellt 
wurden, deuten beispielsweise darauf hin, dass der Beschäftigungs-
zuwachs für sich genommen ungleichheitsreduzierend gewirkt hatte 
und insbesondere Kompositionseffekte eine große Rolle für die Ent-
wicklung ab 2005 gespielt haben. Vgl. Forschungsprojekt „Analyse 
der Einkommens- und Vermögensverteilung“ für den sechsten ARB, 
Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung (IAW), Ifo Institut, Mün-
chen, in Zusammenarbeit mit Martin Biewen, Miriam Sturm, Universi-
tät Tübingen, https://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/Shared-
Docs/Downloads/Berichte/zweites-symposium-arb6-praesentation-
uni-tuebingen.pdf?__blob=publicationFile&v=4 (26. März 2020).

Abbildung 2
Entwicklung der Nettovermögensungleichheit in 
Deutschland
Gini-Koeffi zient

Anmerkungen: Im SOEP werden Personen ab 17 Jahren in Privathaus-
halten betrachtet (ohne Personen der Flüchtlingssamples M3 bis M5), 
Hochrechnungsfaktoren mit erster Befragungswelle. In der Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) und in der Panelstudie „Private 
Haushalte und ihre Finanzen (PHF)“ wird die Nettovermögensverteilung 
auf Haushaltsebene bestimmt. Tendenziell fällt die Ungleichheit auf der 
Haushaltsebene geringer aus.

Quellen: Grabka und Halbmeier (2019); eigene Berechnungen für SOEP-
Haushaltsebene; Deutsche Bundesbank (2019) für PHF; Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales (2020) für EVS; eigene Darstellung.
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So sehr sich die positiven Einschätzungen mit Befun-
den zur individuellen Wahrnehmung aus anderen Daten-
quellen decken, so sehr stehen sie gleichzeitig im Wi-
derspruch zu der Wahrnehmung, dass die Menschen in 
Deutschland zutiefst verunsichert und von zunehmenden 
Abstiegssorgen geprägt sind.

Insgesamt zeichnet die Datenlage ein weitgehend positi-
ves Bild für die Entwicklung seit 2005 – sowohl bezüglich 
objektiver Indikatoren von Einkommen und Vermögen als 
auch bezüglich der subjektiven Wahrnehmung der per-
sönlichen fi nanziellen Lage. Gleichwohl legen Umfragen 
regelmäßig nahe, dass der Blick der Bürger auf die ge-
sellschaftliche Lage eher kritisch ausfällt: „Die Bürger 
empfi nden Deutschland als extrem ungerecht“, titelte 
Spiegel Online (Diekmann, 2020) zu Beginn des Jahres 
2020 auf Basis einer Civey-Erhebung unter 5.007 Teilneh-
mern. Gemäß der Umfrage waren 43,9 % der Befragten 
der Meinung, die Ungleichheit der Einkommen habe in 
den letzten fünf Jahren eindeutig zugenommen, weitere 
28,6 % teilten die Auffassung, sie habe „eher zugenom-
men“, obgleich die oben dargelegte empirische Evidenz 
für diesen Zeitraum eher für stabile Verteilungsverhältnis-
se spricht.

Wie sich die weltweite Corona-Pandemie auf die Ver-
teilungsverhältnisse in Deutschland auswirkt, lässt sich 
bisher nicht abschätzen. Mit Blick auf die ersten Wirt-
schaftsprognosen ist jedoch anzunehmen, dass sich die 
Sorgen der Bürger mit dem einschneidenden Ereignis 
der Corona-Krise mindestens temporär schlagartig ver-
ändern dürften. Es bleibt zu hoffen, dass die umfangrei-
chen staatlichen Maßnahmen die Auswirkungen der Krise 
so gut abfedern, wie es bei der Finanzkrise gelungen ist. 
Rückblickend lässt sich die Dekade von 2010 bis 2019, 
mit Rekord-Beschäftigung, solidem Wirtschaftswachs-
tum und stabilen Verteilungsverhältnissen dann sicherlich 
als ein überaus gutes Jahrzehnt einordnen – wenngleich 
während dieser Zeit die Debatten eine positive Entwick-
lung kaum vermuten ließen und viele Menschen diese nur 
mit Blick auf ihre eigene Situation, nicht aber auf die Ge-
sellschaft, wahrgenommen haben.
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Finanzielle Sorgen erreichen Tiefstand – Blick aufs 
gesellschaftliche Gefüge bleibt jedoch pessimistisch

Die Verteilungsindikatoren deuten darauf hin, dass entge-
gen weitläufi ger Wahrnehmungen auch die unteren Ein-
kommensbereiche von der positiven gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung der letzten Jahre profi tiert haben. 
Neben der objektiven Entwicklung wird häufi g vermutet, 
dass sich viele Menschen abgehängt fühlen. Insbesonde-
re bei dieser subjektiven Wahrnehmung zeichnen die Be-
fragungsdaten jedoch eine noch stärker positive Entwick-
lung. In der aktuell verfügbaren SOEP-Erhebung machen 
sich anteilig so wenige Menschen große Sorgen um ihre 
eigene wirtschaftliche Situation wie zu keinem Zeitpunkt 
seit Befragungsbeginn 1984 (vgl. Abbildung 3).

Der Befund impliziert keineswegs, dass es keine fi nanzi-
ellen Sorgen mehr gibt. Hinter den verbleibenden knapp 
10 % steht weiterhin die substanzielle Zahl von knapp 7 
Mio. Erwachsenen, die ihre fi nanzielle Lage mit großer 
Besorgnis beurteilen. Im Jahr 2005 teilten jedoch noch 
knapp 19 Mio. Erwachsene im SOEP diese Einschätzung. 

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei den Sorgen um 
den Arbeitsplatz, wo 2018 beinahe drei Viertel der Er-
werbstätigen angaben, dass sie sich keine Sorgen ma-
chen; weniger als 5 % machen sich weiterhin große Sor-
gen um die Sicherheit ihres Arbeitsplatzes. Selbst bezüg-
lich der Altersvorsorge machen sich aktuell weniger Men-
schen Sorgen als im Jahr 2015, als die Frage im SOEP 
zum ersten Mal erhoben wurde.

Abbildung 3
Entwicklung fi nanzieller Sorgen
Anteil der Bevölkerung ab 17 Jahren mit großen Sorgen

1991: Bis einschließlich 1991 nur Westdeutschland. Anteile auf Basis va-
lider Antworten in den jeweiligen Sorgen-Kategorien. Sorgen zum Thema 
Altersvorsorge werden erst seit 2015 erhoben.

Quellen: SOEP (2020, v35); eigene Berechnungen.
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